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Die ungarische Ministerin für Europaangelegenheiten zieht im EWSA Bilanz über den EU-Ratsvorsitz
Am 30. Juni endet der sechsmonatige ungarische Ratsvorsitz der EU. Die ungarische Staatsministerin für Europaangelegenheiten Enikő Győri hat heute auf der Juni-Plenartagung des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (EWSA) Bilanz über das letzte Halbjahr gezogen. Außerdem konnten die EWSA-Mitglieder die Ergebnisse des amtierenden Ratsvorsitzes mit der ungarischen Vertreterin erörtern.

Ministerin Győri hob die Umsetzung der neuen EU-2020-Strategie während des ungarischen Ratsvorsitzes sowie die Vereinbarung über wirtschaftspolitische Steuerung und Finanzdienstleistungen hervor. Ihrer Ansicht nach müssen die Länder enger zusammenarbeiten, um die notwendigen Wirtschaftsreformen erfolgreich durchzuführen: "In der gegenwärtigen Wirtschaftslage brauchen wir mehr denn je ein starkes Europa. Spekulation muss aus unserem Leben verbannt werden. Die Wirtschaft in der EU muss wieder auf richtiger Arbeit beruhen." 

Vertreter aller drei Gruppen des EWSA (Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Verschiedene Interessen) lobten den ungarischen Ratsvorsitz und erkannten an, dass seine Ausgangslage alles andere als einfach war. "In unserer Gruppe sind wir alle sehr zufrieden mit dem Ratsvorsitz. Anfangs waren noch einige skeptische Stimmen zu hören, doch haben Sie dafür gesorgt, dass ein "stärkeres Europa" nicht nur ein Schlagwort, sondern auch konkrete Realität war", betonte Henri Malosse (Gruppe Arbeitgeber, Frankreich) und bezog sich dabei auf das Motto des ungarischen Ratsvorsitzes. 

Die Gruppe Arbeitnehmer interessierte sich vor allem für die Frage, wie die Wirtschaftskrise und künftige Veränderungen die soziale Sicherheit in Europa beeinträchtigen werden. Sie bedauerte, dass das Europäische Parlament und der Rat bislang noch keine Vereinbarung zur Elternzeit erzielt haben und dass Arbeitslosigkeit nach wie vor ein großes Problem ist. Gabriele Bischoff (Gruppe Arbeitnehmer, Deutschland) unterstrich: "Wir können keine Gesellschaft akzeptieren, in der eine ganze Generation gut ausgebildeter, qualifizierter junger Menschen ausgegrenzt wird."
Ioannis Vardakastanis (Gruppe Verschiedene Interessen, Griechenland) dankte dem ungarischen Ratsvorsitz für sein Engagement bei der Koordinierung von Maßnahmen zugunsten behinderter Menschen in der EU, während Roman Haken (Gruppe Verschiedene Interessen, Tschechische Republik) sich besorgt hinsichtlich der nächsten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik und der künftigen Finanzhilfen für Landwirte zeigte.
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